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nachrichten

Tiefere Erbschafts- 
und Schenkungssteuer
Steuerwettbewerb. Der Landrat 
hat mit 48 zu 26 Stimmen eine Sen-
kung der Erbschafts- und Sen-
kungssteuer beschlossen. Die Ge-
setzesrevision wurde in zweiter Le-
sung ohne Debatte abgesegnet. 
Somit haben sich die Bürgerlichen 
durchgesetzt, die Handlungsbedarf 
gegenüber anderen Kantonen sa-
hen. SP und Grüne geisselten in der 
ersten Lesung erfolglos den «unseli-
gen Steuerwettbewerb». Die Revisi-
on bringt unter anderem neu pro-
portionale Steuersätze, neue Freibe-
träge sowie eine Neuordnung der 
Steuerklassen. Auch wird die Unter-
nehmensnachfolge privilegiert. Die 
Vorlage beschert dem Kanton Steu-
erausfälle von rund 10 Millionen 
Franken. SDA

Deutschkurse für 
Asylsuchende
Beschäftigung. Eine Motion von 
alt Landrätin Esther Maag (Grüne), 
die verlangt, dass sämtliche Asylsu-
chende Deutschkurse besuchen 
können, ist gestern auf Antrag der 
SP immerhin als Postulat durchge-
kommen. Neben den Grünen konn-
ten viele SP- und CVP/EVP-Landrä-
te dem Argument folgen, dass «die-
se Leute sonst während Monaten 
zur Untätigkeit verurteilt» seien. So-
bald sie etwas Deutsch verstünden 
und die Regeln kennten, seien sie 
bereit für Beschäftigungseinsätze, 
hiess es. Seit 2008 offeriert der 
Kanton Personen mit Ausweis N 
keine Sprachkurse mehr.

Alarmsystem warnt vor 
Hochwasser in der Birs
Interkantonal. Die Sicherheitsdi-
rektorin Sabine Pegoraro (FDP) kün-
digte im Landrat ein Hochwasser-
alarmsystem in der Birs an. Das 1,5 
Millionen Franken teuere System 
könne aber frühestens im Frühjahr 
2012 in Betrieb gehen, sagte Pego-
raro. Denn zuerst müssten noch alle 
beteiligten Kantone (Bern, Jura, So-
lothurn, Baselland, Basel-Stadt) 
dem Projekt zustimmen. Das Sys-
tem soll dann frühzeitig vor Hoch-
wassern warnen, um eine Flutkata
strophe wie 2007 zu verhindern. 

Bildungsrat hat weiter das Sagen
Eine Gesetzesänderung wird nun doch abgelehnt – die SVP will nicht locker lassen

susanna petrin

Bei der ersten Lesung wurde 
sie knapp angenommen, 
gestern wurde die Idee, dass 
der Landrat Lehrpläne und 
Lehrmittel abschliessend 
genehmigen soll, knapp ab-
gelehnt. Aber die Konfusion 
bei der Abstimmung war so 
gross, dass die SVP plant, 
denselben Vorstoss noch-
mals einzureichen.

Einige SP-Landräte lachten 
sich gestern nicht nur heimlich 
ins Fäustchen, sondern der po-
litischen Gegenseite direkt ins 
Gesicht. Es war aber auch zu 
tragikomisch, was sich da im 
Parlament abspielte, als in 
zweiter Lesung über eine mög-
liche Änderung des Bildungs-
gesetzes beraten und abge-
stimmt wurde. 

Der Inhalt dieses Vorstosses 
von SVP und FDP: Künftig soll 
das Parlament die bisher ab-
schliessend vom Bildungsrat 
genehmigten Stundentafeln, 
Stufenlehrpläne und Lehrmit-
tel auch noch anschauen und 
selbst das allerletzte Wort dazu 
haben (die BaZ berichtete). Der 
Vorstoss ist noch vor zwei Wo-
chen in erster Lesung auch von 
einem grossen Teil der Grünen 
unterstützt worden. SP und 
CVP/EVP wehrten sich gegen 
eine «Beschneidung der Kom-
petenz des Bildungsrates». 

änderungsanträge. Die 
gestrige Debatte begann da-
mit, dass der Grüne Jürg Wie-
demann – wohl um auch noch 
den Rest der Grünen für die 
Idee zu gewinnen – zwei Ände-
rungsanträge vorschlug. Diese 

liefen auf eines hinaus: Der 
Landrat sollte sich beim Begeh-
ren etwas bescheiden und dar-
auf verzichten, die Lehrmittel 
abschliessend zu genehmigen. 
In der Vorlage übrig blieben 
die Stundentafeln und die Stu-
fenlehrpläne, über die der 
Landrat noch wachen sollte. 
«Die Lehrmittel haben beim 
letzten Mal heftige Kritik aus-
gelöst», erklärte Wiedemann. 
Diese sei ein Stück weit durch 
die SVP provoziert worden, die 
angekündet hatte, sie würde 
sich gegen Geschichtsbücher 
wehren, in denen der Bergier-
Bericht eine zu grosse Bedeu-

tung bekäme. – Dann begann 
die Konfusion: Über diese Än-
derungsanträge musste zwei 
Mal abgestimmt werden, weil 
plötzlich nicht mehr klar war, 
ob die grüne Taste nun ein Ja 
oder ein Nein bedeutete. 
Schliesslich wurde die Ände-
rung mit 47 Ja gegen 32 Nein-
Stimmen angenommen. 

Darauf wurde über das so 
abgeänderte Begehren ab-
stimmt. Doch obschon es abge-
mildert worden war, stimmten 
im Gegensatz zum letzten Mal 
mehr Landräte dagegen: Die 
umstrittene Gesetzesänderung 
wurde mit 41 Nein zu 39 Ja bei 

einer Enthaltung bachab ge-
schickt.

Bildungsdirektor Urs Wüth
rich zeigte sich erleichtert. Er 
hatte zuvor an «die Einhaltung 
der Gewaltentrennung und der 
staatspolitischen Regeln» ap-
pelliert. Er hält es für falsch, 
wenn der Landrat fachliche 
statt politische Debatten führe. 
Oder noch schlimmer: Wenn 
er sich politisch in den Schul-
stoff einmischte und bestimm-
te, mit welchen Büchern unter-
richtet werden soll. Der Bil-
dungsrat sei als «zeitgemäss zu 
respektieren», betonte Wüth-
rich. Tatsächlich hat noch kein 

Kantonsparlament die Befug-
nis, sich in Stundentafeln oder 
Lehrmittel einzumischen.

Der Machtstreit ist mit dem 
gestrigen Nein aber noch nicht 
ganz vom Tisch. Einige SVP-
Landräte glauben, dass ein Teil 
ihrer Fraktion sowie einzelne 
andere Landräte aus Versehen 
den falschen Knopf gedrückt 
haben. «Wir reden an unserer 
nächsten Sitzung nochmals 
über den Vorstoss und bringen 
ihn wahrscheinlich erneut ein 
– aber von Anfang an ohne die 
Lehrmittel», sagte SVP-Frakti-
onschef Thomas de Courten 
der BaZ.

Nein zur Landrats-Zensur. Der Bildungsrat soll weiterhin die Hoheit über die Lehrmittel haben.  Foto Vario Images

landrat
Berichterstattung aus
dem Baselbieter Parlament

Stimmrecht ohne Chance
Ausländer können in Gemeinden weiterhin nicht mitreden

Lukas Meili

Das Stimm- und Wahlrecht auf kommuna-
ler Ebene bleibt Ausländern auch zukünf-
tig verwehrt. Ein entsprechender Vor-
stoss wurde gestern vom Landrat mit 40 
zu 28 Stimmen abgewiesen.

Wer Schweizer Staatsbürger ist, darf auf 
politischer Ebene mitbestimmen. Dies war 
bis vor einigen Jahren der Normalfall. In der 
Zwischenzeit hat sich die Situation aber ge-
wandelt. Bereits acht Schweizer Kantone er-
lauben auch Ausländern das Stimm- und 
Wahlrecht – teilweise auf kantonaler, teilwei-
se auch nur auf kommunaler Ebene, wie es 
etwa in der ausserrhodischen Gemeinde 
Wald der Fall ist. «Seien wir keine Hinter-
wäldler, nehmen wir die Vorlage an», sagte 
deshalb SP-Landrat Ruedi Brassel im Land-
rat, der darüber zu bestimmen hatte, ob Aus-
länder auch im Baselbiet auf kommunaler 
Ebene künftig mitbestimmen dürfen. 

keine probleme. Eingereicht hatte den Vor-
stoss Urs Hintermann (SP), mitunterzeichnet 
wurde er von 30 Parlamentariern aus allen 
Fraktionen ausser der SVP. «Viele Ausländer 
wohnen seit Jahren in einer Gemeinde, zah-
len Steuern, engagieren sich und nehmen am 
Vereinsleben teil – haben aber keine Mitbe-
stimmungsrechte», begründete Hintermann 
die Motion. Dies sei stossend und behindere 
die Integration. Zustimmung erhielt die SP-
Fraktion von der CVP/EVP-Fraktion und den 
Grünen. «Alle Kantone, die das Ausländer-
stimmrecht bereits eingeführt haben, haben 
keine Probleme damit», sagte CVP-Landrätin 
Jacqueline Simonet.

Bei der Gegenseite stiessen diese Argu-
mente allerdings auf taube Ohren. Als Erste 
sprach sich Regierungsrätin Sabine Pegoraro 
(FDP) im Namen der Regierung gegen die 

Motion aus. «Das Stimm- und Wahlrecht ist 
untrennbar an die Staatsbürgerschaft gekop-
pelt und kann von Ausländern deshalb nur 
durch eine Einbürgerung erlangt werden», 
sagte Pegoraro. Alles andere sei nicht integ-
rationsfördernd.

Schreckensbild. Die Fraktionen von SVP 
und FDP lehnten die Motion beide ab. SVP-
Fraktionspräsident Thomas de Courten 
sprach von einer «Schlechterstellung der 
Schweizer im eigenen Land»: Während 
Schweizer etwa Militärdienst leisten müss-
ten, würden solche Pflichten für Ausländer 
wegfallen. De Courten malte ein regelrechtes 
Schreckensbild von Ausländern, die sich im 
Falle einer Annahme der Motion politisch or-
ganisieren und in Gemeinden Zwangsehen 
einführen würden. Scharf auch das Votum 
seines Parteikollegen Hans-Jürgen Ringgen-
berg: «Ich weiss genau, was die Absicht hin-
ter diesem Vorstoss ist: das Stimm- und Wahl-
recht für Ausländer auch auf kantonaler Ebe-
ne einzuführen.» Dies wurde von den Befür-
wortern zwar nie explizit geäussert – Hinter-
mann sagte allerdings, er «wäre bestimmt 
nicht dagegen».

initiative in basel. Nach einer knapp ein-
stündigen Diskussion kam es schliesslich zur 
Abstimmung: Mit 40 Ja- zu 28 Nein-Stimmen 
und einer Enthaltung wurde der Vorstoss ab-
gelehnt. Das Thema ist in der Region Basel 
aber noch nicht vom Tisch: Am 6. März hatte 
das «Personenkomitee für das Stimm- und 
Wahlrecht für MigrantInnen» der Basler Re-
gierung 3000 Unterschriften überreicht. In 
den nächsten 14 Monaten wird es im Stadt-
kanton also zu einer Volksabstimmung über 
das Ausländerstimmrecht kommen. 

Baselbieter Bausparmodell 
gerät unter Druck
Regierung will vorderhand durchhalten

Thomas Gubler

Die Regierung werde vorder-
hand trotz Bundesrechts-
widrigkeit am Bausparmo-
dell festhalten, sagte Fi-
nanzdirektor Adrian Ballmer 
gestern in seiner Antwort 
auf zwei Interpellationen. 
Seine Hoffnungen ruhen auf 
zwei Volksinitiativen.

«Das Bausparen ist illegal. 
Es verstösst in gröbster Weise 
gegen das Steuerharmonisie-
rungsgesetz des Bundes», sag-
te SP-Landrat Marc Joset. Die 
geharnischte Reaktion des Prä-
sidenten der Finanzkommissi-
on hatte Regierungspräsident 
Adrian Ballmer bei der Beant-
wortung der Interpellationen  
von Dominik Schneider (SVP) 
und Jürg Wiedemann (Grüne) 
ausgelöst. Die beiden Landräte 
wollten aus unterschiedlicher 
Optik im Wesentlichen wissen, 
wie es denn mit dem Baselbie-
ter Bausparmodell weiterge-
hen soll.

Weil das eidgenössische 
Steuerharmonisierungsgesetz 
das steuerlich privilegierte 
Bausparen nicht mehr vorsieht, 
hätte dieses eigentlich abge-
schafft werden müssen. Ende 
2004 waren die letzten Über-
gangsbestimmungen abgelau-
fen. Parlamentarische Initiati-
ven zur Legitimierung des Ba-
selbieter Modells wurden vom 
Ständerat in der Sommersessi-
on 2008 bachab geschickt.

Hängig sind jetzt noch zwei 
Volksinitiativen – vom Schwei-
zerischen Hauseigentümerver-
band und von Nationalrat Hans 
Rudolf Gysin (FDP) – , mit de-
nen das Bausparen schweiz-
weit ermöglicht werden soll. 
Die erste hat der Bundesrat 
ohne Gegenvorschlag zur Ab-
lehnung empfohlen, die ande-
re wurde noch nicht behandelt. 
Das Schweizer Volk, so Ball-
mer, werde also entscheiden, 
ob das Bausparen im Baselbiet 
weiterhin möglich sei oder 
nicht. «Bis zum Vorliegen des 
Abstimmungsergebnisses er-
achtete es die Regierung des-
halb als vertretbar, das Bauspa-
ren weiterzuführen», sagte der 
Regierungspräsident.

Steuerungleichheit. Inter-
pellant Wiedemann sieht je-
doch im steuerprivilegierten 
Bausparen eine rechtsunglei-
che Behandlung der Mieter. 
Diese würden proportional zu 
viel an den Staatshaushalt be-
zahlen, sagte der Birsfelder. 
Unterstützung erhielt Ballmer, 
der Baselland im Übrigen als 
einer der bundestreuesten 
Kantone bezeichnete, von den 
Bürgerlichen und vom Grünen 
Klaus Kirchmayr. Diese ge-
wichteten die Baselbieter Inte-
ressen in dieser Frage höher als 
die Umsetzung des Steuerhar-
monisierungsgesetzes.

Knotenregelung 
wird überprüft
EuroAirport soll erst bei stärkerem 
Wind auf Südlandungen umstellen 

Hannes Hänggi

Die Empörung über die Südanflüge auf 
den EuroAirport ist im Parlament abge-
flaut. Von vier Fluglärm-Vorstössen 
überwies der Landrat nur deren zwei. 

Eine Motion der grünen Landrätin 
Madeleine Göschke ging den Bürgerlichen 
zu weit. Göschke wollte nämlich alle 
Frachtflüge in der Nacht (zwischen 21 und 
7 Uhr) sowie an Sonntagen verbieten. Dass 
die Frachtflüge am EuroAirport im ersten 
Quartal dieses Jahres im Vergleich zum 
Vorjahr um 60 Prozent zurückgegangen 
sind, beeindruckte Göschke wenig: «Wir 
dürfen uns vom rezessionsbedingten 
Rückgang nicht täuschen lassen, der 
nächste Aufschwung kommt bestimmt.» 
Doch die Bürgerlichen verwiesen auf die 
wirtschaftliche Bedeutung des Flughafens 
für die regionale Industrie und schmetter-
ten die Motion deutlich ab. 

Längere Piste. Erst gar nicht zur Abstim-
mung gebracht wurde eine Standesinitia-
tive der FDP. Wegen formaler Fehler wur-
de diese zurückgezogen. Hingegen über-
wies der Landrat ein Postulat, das eine 
Verlängerung der Ost-West-Piste des Eu-
roAirports fordert. Die Baselbieter Regie-
rung wird nun die Machbarkeit dieser For-
derung überprüfen. Ebenfalls wird die 
Regierung überprüfen, ob der Flughafen 
nicht erst bei stärkerem Nordwind auf 
Südlandungen umstellen soll. Der Euro
Airport stellt derzeit bei einer Nordwind-
komponente von fünf Knoten auf das Süd-
landeregime um. In einem überwiesenen 
Göschke-Postulat wird nun ein Schwellen-
wert von zehn Knoten gefordert. 
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